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Bundesrat fordert
Departemente
zu Einigung auf

Pilatus Umeinenzweiten«Fall
Pilatus»zuverhindern,müssen
sich dasAussen- unddas Justiz-
departement auf eine Ausle-
gung des Söldnergesetzes eini-
gen.Dannwill derBundesratdie
Verordnung dazu präzisieren.

Wie der Bundesrat gestern
mitteilte, hat er das Departe-
ment für auswärtigeAngelegen-
heiten (EDA) sowie das Justiz-
undPolizeidepartement (EJPD)
beauftragt, imVerlaufdes Jahres
einegemeinsameVerordnungs-
revision vorzulegen. Darin sol-
lennamentlichdieBegriffe«lo-
gistische Unterstützung, Bera-
tung und Ausbildung von
Streit- und Sicherheitskräften
sowie Betrieb undWartung von
Waffensystemen» imsogenann-
ten Söldnergesetz näher defi-
niert werden.

Weil das EDA das Gesetz
über die imAusland erbrachten
privaten Sicherheitsdienstleis-
tungen verletzt sah, verbot es
letztenSommerdemSchweizer
FlugzeugherstellerPilatus,War-
tungen in Saudi-Arabien und in
den Vereinigten Arabischen
Emiratenvorzunehmen.Anders
sah dies das Wirtschaftsdepar-
tement, das den Export der
Flugzeuge bewilligt hatte. (sat)

Pestizid verursacht hohe Kosten
Chlorothalonil stellt die Trinkwasserversorger vor Probleme. Rasche und günstige Lösungen sind kaummöglich.

Maja Briner

Seit Anfang Jahr ist der Wirk-
stoff Chlorothalonil verboten,
da er als wahrscheinlich krebs-
erregendgilt.DochdasProblem
ist damit nicht gelöst. Der jahr-
zehntelange Einsatz hinterliess
Spuren in der Natur – auch im
Trinkwasser. Seit Januar gilt für
alleAbbaustoffevonChlorotha-
lonil einHöchstwert von0,1Mi-
krogrammproLiter.Dieserwird
teils deutlich nicht eingehalten.
Die«SonntagsZeitung»berich-
tete, dass bei 20von31Messun-
gen des Bundes der Wert über-
schritten wurde – in einem Fall
imWaadtland umdas 27-fache.
DerTrinkwasserverbandSVGW
rechnet mit bis zu einer Million
betroffener Konsumenten. Sie
könnendasWasser aberweiter-
hin trinken, betonen Behörden
undVerband (siehe Kasten).

Dennoch stellt Chlorothalo-
nildieWasserversorgervorgros-
se Probleme. Sie müssen dafür
sorgen, dass die Höchstwerte
wieder eingehaltenwerden.Das
sei nicht einfach, heisst es. «Ra-
sche Lösungen sind im Mittel-
land in den seltensten Fällen

möglich»,sagtPaulSicher,Kom-
munikationschefdesWasserver-
bands. Das zeige sich etwa im
KantonSolothurn.Dort sindalle
grossen Grundwasservorkom-
men belastet, wie die Behörden
mitteilten. Einfache Massnah-
men – etwa eine kurze Leitung,
umdasWasserauszweiQuellen
zu mischen – sind daher nicht
mehr möglich. Eine Option ist

laut Sicher, See- oder Flusswas-
ser für eine ganzeRegion aufzu-
bereiten,umnebendemGrund-
wasser ein zweites Standbein zu
haben. Eine andereMöglichkeit
sei derBauvonTransportleitun-
genausunbelastetenRegionen.

Das Bundesamt für Lebens-
mittelsicherheit und Veterinär-
wesenhatdenWasserversorgern
eineFrist vonmaximal zwei Jah-

rengegeben.Zuwenig,findetder
Trinkwasserverband:Angesichts
desAusmasses sei das nicht rea-
listisch.EsbraucheZeit,umgute,
nachhaltigeLösungenzuerarbei-
ten. Dabei müsse auch der Kli-
mawandel berücksichtigt wer-
den,der lautExpertenzutrocke-
nerenSommern führenwird.

Mehrerehundert
MillionenFranken
Sicher warnt deshalb davor,
überstürzt zu handeln. Und das
zuständige Bundesamt? Es
drückt einerseits aufs Tempo.
«AndasSchweizerTrinkwasser
werdensehrhoheAnsprüchege-
stellt»,betontSprecherinNatha-
lie Rochat. «Es müssen Mass-
nahmen getroffen werden, um
Verunreinigungen durch Pflan-
zenschutzmittel und deren Me-
taboliten schnellstmöglich zu
minimieren.» Gleichzeitig er-
klärt Rochat allerdings, je nach
GegebenheitkönntendieLösun-
genunddiedafürbenötigteZeit
«sehrunterschiedlich»sein.Das
Bundesamtwill imSommereine
erste Bilanz ziehen. Bis der
Grenzwert überall eingehalten
wird, dürfte es also dauern.

Und die Investitionen dürften
einiges kosten. Wie viel, sei ak-
tuell schwierig vorherzusehen,
sagtPaul Sicher.Bis imSommer
wolleman sich einenÜberblick
über die Belastung und mögli-
che Lösungen verschaffen. Klar
ist: Es ist eine grössere Summe.
«Wir gehen – ganz grob ge-
schätzt – schweizweit vonmeh-
reren 100 Millionen Franken
aus», sagt Sicher.Bezahlenmüs-
sen das die Wasserversorger;
der Bund schliesst eine Beteili-
gungaus.Rechtlichgesehen, lie-
ge die Verantwortung bei den
BetreibernderTrinkwasserver-
sorgungsanlagen, erklärt Spre-
cherinRochat:«Somit kannsich
der Bund nicht beteiligen.»

Die Seeländische Wasser-
versorgungprüft indeseineHaf-
tungsklage gegen den Bund, da
dieser das Pestizid zugelassen
hat, wie Radio SRF berichtete.
Der SVGWstelle sich diese Fra-
ge auch, sagt Paul Sicher: «Man
muss das prüfen. Die Wasser-
versorger am Ende der Kette
müssendasProblemausbaden–
ohne es verursacht zu haben.»
Allerdings seien die Chancen
einer Klage vermutlich gering.

ANZEIGE

Aus Botschaftsbüro in Minsk
wird eine richtige Botschaft
DieAufwertung soll helfen, die Zusammenarbeitmit
dem autokratischenWeissrussland zu vertiefen.

Bis anhin bestand die diploma-
tischeVertretungderSchweiz in
Weissrussland lediglich aus
einemsogenanntenBotschafts-
büro. Doch je länger je mehr
habe die vor zehn Jahren als
«Übergangslösung» eröffnete
Vertretung inMinsk nichtmehr
den Realitäten und Bedürfnis-
sen der Schweiz entsprochen.
«Es gibt noch viel Potenzial»,
begründetdasDepartement für
auswärtige Angelegenheiten
(EDA) in Bern auf Anfrage von
CHMedia die Aufwertung.

Heute Donnerstag wird
Aussenminister Ignazio Cassis
dieneueBotschaft offiziell eröff-
nen. Laut Mitteilung des EDA
wirddies auchder erste offiziel-
le Arbeitsbesuch eines Bundes-
rats inWeissrussland sein.

Vorallemeine
symbolischeGeste
BeschlossenhattederBundesrat
die neue Botschaft bereits im
letzten Jahr. Und zwar aufgrund
von intensiverenbilateralenBe-
ziehungen inden letzten Jahren,
wiedasEDAschreibt. 2016hat-
tedieSchweiz –wiedieEU– ihre
Sanktionen gegen Weissruss-
landzumgrösstenTeil aufgeho-
ben.Finanziellundpersonell soll
dieBotschaftsaufwertungkeine
Konsequenzen haben. Die Ges-
te ist lautEDAvielmehr symbo-
lischerNatur.Doch«auch Sym-
bole», so stellt einSprecher fest,
seien «in den zwischenstaatli-
chenBeziehungenwichtig».Mit
der neuen Botschaft in Minsk
wird das Schweizer Aussennetz
neu 103Botschaften zählen.

Doch wie sieht es mit der
Symbolik inBezugauf dieMen-

schenrechte aus? Wird Weiss-
russlanddoch immerwieder als
«letzteDiktatur Europas» kriti-
siert. «Die Schweiz engagiert
sich seit Jahren für eine bessere
Einhaltung der Menschenrech-
te in Belarus», hält ein
EDA-Sprecher fest. So sei bei-
spielsweise im vergangenen
September ein Expertenaus-
tausch zum Thema Folterprä-
vention durchgeführt worden.

BilateraleGesprächemit
PräsidentLukaschenko
Seit 1994 steht der Autokrat
Aleksander Lukaschenko als
Präsident an der Spitze der
Ex-Sowjetrepublik. Die Men-
schenrechtslage in dem Land
wird von Nichtregierungsorga-
nisationen immerwieder heftig
kritisiert. So vollstreckt Weiss-
russland etwa als einziger Staat
in Europa noch immer Todes-
urteile. Und freie Wahlen nach
westeuropäischen Standards
gibt es nicht.

Bei seinem Arbeitsbesuch
wird der Schweizer Aussenmi-
nister laut EDA auch Luka-
schenko und den weissrussi-
schenAussenminister zubilate-
ralenGesprächen treffen.Dabei
soll es lautEDAauchumdieZu-
sammenarbeit imBereichMen-
schenrechteunddieSituation in
der Region gehen. Weissruss-
land positioniere sich als Brü-
ckenbauer zwischenverschiede-
nen Lagern. «Die Schweiz», so
hält dasEDA in seiner Stellung-
nahme fest, «schätztdieseRolle
und unterstützt Belarus in sei-
nen Bestrebungen.»

Samuel Thomi

«Panik ist fehl am Platz»
Die Behörden betonen: Das
Trinkwasser kannweiterhinge-
trunkenwerden, auchwennder
Höchstwert überschrittenwird.
Dieser sei vorsorglich sehr tief
angesetzt,weil dieQualitätsan-
sprüche ans Trinkwasser sehr
hoch seien.BeiObstundGemü-
segalten früherdeutlichhöhere
Grenzwerte. «Panik ist fehl am
Platz», betont auch Paul Sicher
vomTrinkwasserverband.Chlo-
rothalonil werde seit den
1970er-Jahren eingesetzt, die
Wasserbelastung gebe es daher

schon seit Jahrzehnten. Lange
konnte sie gar nicht gemessen
werden.Dennoch:Nichtstun sei
keine Option. «Wir können das
Problem nicht aussitzen», sagt
Sicher.«DieChlorothalonil-Me-
taboliten bleiben noch Jahr-
zehnte imGrundwasser.»

Die Bauern setzten Chloro-
thalonil jahrzehntelang ein, um
beispielsweise Kartoffeln, Ge-
treide und Reben gegen Pilzbe-
fall zu schützen. 2018wurden in
der Schweiz knapp 37 Tonnen
davon verkauft. (mjb)
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